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Grundsätze über die Ermittlung von Wegekosten 
Von Wirtschaftsprüfer Dr. H 0 r s t P 'e c k 0 1 t 

Die PJ:1oblematik der Berechnung der Kosten der V,erkehrswege ist in 
jüngsten Vergangenheit Gegenstand zahlreicher V,eröffentlichungen geweselt. 
Die Diskussionen hierüber kamen 'durch das vom Wissenschaftlichen Beirat beim 
Bundesverkehrsministerium erstattete Gutachten über die "Gnmdsätze für dte Aufbringung der K,Qsten der Verkehrswege" in Gang. Die sich daran 
schließenden Erörterungen in der Fach" und Tagespresse haben bislang gezeigt 
daß die vmgetragenen Meinungen: weit auseinanderliegen. Es scheint dahe; 
zweckmäßig, zur Klärung des Tatbestandes 'einmal die Grundsätze heraus" 
zuarbeiten, nach denen die Wegekosten ,ermittelt werden können, wobei es de}: 
V,erfasser bewußt vermieden hat, eine eigene Stellungnahme abzugeben, um die 
Behandlung der grundsätzlichen Probleme nicht mit persönlichen Ansichten tu 
vermischen. 
Vor Aufstellung ,einer Wege kostenrechnung ist zunächst die Frage nach det 
Aufgabenstellllng der ,einzelnen Verkehrswege (Schiene -- Str.,ße - Wasser) 
zu beantworten. Haben die Verkehrswege eine gemein wirtschaftliche odereirte 
erwerbswirtschaftliche Aufgabe? 
Es keinem Zweifel, daß in der Vergangenheit der Bau von Verkehrs" 
w,eg,eneine Aufgabe der öffentlichen Hand war, wenn auch -- hierauf sei aUi; 
Gründen der historischen Wahrheit ausdrücklich hingewiesen -- in der Mitte 
des vorigen Jahrhunderts etwa 50 ChausseebawAktiengesellschaften in Preuße11 

waren, die Straß.en gebaut haben und diese gegen -eine von dct 
Regierung festgelegte Benutzungsgebühr dem 'öffentlichen V'erkehr zur V'cr" 
fügung stellten. Im' Zuge der w,citeren EntwicIdung blieb ,es allerdings der öffent= 
lichen Hand aus allgemeinpolitischen, wirtschaftspolitischen, strategischen, 
reUen oder sonstigen Gründen vorbehalten, Verk'ehrswege zu bauen und zu unter: 
halten, die hinsichtlich Art, Umfang und Zustand den gestellten Anf.orderungen, 
zu ,entsprechen hatten. Es wird die Ansicht vertreten, daß auch in der Gegenwart 
diese hoheitliche (d. h. gemeinwirtschaftliehe) Aufgabe unverändert besteht. 
Andererseits wird die Meinung geäußert, daß -- ausgelöst durch die Motori: 
sierung des Straßenverkehrs, die 'etwa vor 30 Jahren in I).cnnenswertem Umfang 
einsetzte -- diese gemeinwirtschaftliche Aufgabe des Staates nicht mehr in volbn 
Umfang gegeben ist. Naturgemäß bleibt unbestritten, daß auch 110ch in der 
jüngsten Vergangenheit bzw. in der Gegenwart Verkehrsweg,e aus allgemein 

. volkswirtschaftlichen Erwägungen neu gebaut lind ausgebaut werden. Wenn 
aber die Beförderung von Personen und Gütern zum Gegenstand erwerbswirt" 
schaftlicher Aufgaben wird, so müßten die Verkehrswege als Prodllktionsbasis, 
und zwar für V,erkehrsleistungen, angesehen werden. Es sei nämlich unmöglich, 
daß Leistungen der ,öffentlichen Hand, soweit sie auS Steuermitteln 'erbracht 
werden, nicht der gesamten Volkswirtschaft zugute kommen, sondern privaten 
Unternehmen die Durchführung vonerwerbswirtschaftlichen Aufgabenel'mög" 
lichen. Zu der gemeinwirtschaftlichen Aufgabe der Verkehrswege sei damit 
eine zweite, dieerwerbswirtschaftliche Aufgabe, getreten. 
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Wenn man in dieser \'{Teise argumentiert, so besteht diese doppelte Aufgaben::: 
stellung nicht nur bei den Landstraßen, s'Ondern bei allen Verkehrs zweigen. Der 
Schienenverkehr lentwickelt sich grundsätzlich nach ler",werbswirtschaftlichen 
Prinzipien, seine gemeinwirtschaftliche Aufgabe kommt ih der Betriebs" und 
Beförderungspflicht der Eisenbahnen zum Ausdruck. Bei den natürlichen und 
künstlichen Wasserstraßen ergibt sich insüfern ,eine Besonderheit, als die Cl'::: 

werbswirtschaftliche Seite nach mehreren Richtungen differenziert ist. Die Wasser::: 
straßen werden nicht nur zum Zwecke des Verkehrs, sondern auch für andere 
Zwecke, wie z. B. für Elektrizitätserzeugung, Wasserentnahme, Abwässerauf::: 
nahme u. dgl., industriell genützt. , 
Für 'eine Kostenrechnung der Verkehrswege werden gegenwärtig das: gemein::: 
und das ,erwerbswirtschaftliche Prinzip in der OeHentlichkeit vertreten, 'Ohne 
daß dies mit genügender Klarheit zum Ausdruck kommt. Beide Gesichtspunkte 
sind aber so v,erschieden, daß sie bei einer Kostenrechnung nicht in Einklang 
gebracht werden können. Es 'erscheint sogar gefährlich, diese beiden Stand" 
punkte miteinander zu koordinieren da unter Annahme des gemeinwirtschaft" 

, lichen Prinzips andere Grundsätze der Kostenrechnung anzuwend'en sind, als 
bei Unterstellung des lerwerbswirtschaftlichen Prinzips. 
Die öffentliche Hand verzichtet für die Durchführung von gemeinwirtschaft" 
lichen Aufgaben entweder völlig auf die Erhebung von Gebühr'en, odel- sie 
fordert Abgaben, olme den Gesichtspunkt der Kostendeckung in den Vorder::: 
grund zu stellen. Werden aber Gebühren verlangt, so müssen Ber'echmmgen 
darüber angestellt werden, ob diese Abgaben 'nicht höher sind, als die der öffent::: 
lichen Hand entstehenden Ausgaben für die Durchführung von gemcinwirt::: 
schaftlichen Aufgaben. Volle Ausgabendeckung dürfte als absolute Obergrenze 
für die Erhebung von Gebühren, Abgaben u. dgl. anzusehen sein. Im Falle der 
Kosten der Verkehrswege wird diese übergrenze bestimmt durch die Höhe <-kr 
effektiven Ausgaben für die Verkehrswege; imeinzdnen: Die Ausgaben für 
Erneuerung, Unterhaltung, Sicherung und Verwaltung sowie für die Verzinsung 
und Tilgung von Fremdkapital, das die öHentliche Hand zum Zwecke des Neu::: 
baues und Ausbaues v,on Verkehrswegen aufgenommen hat. Eine derartige 
Kostenrechnung ist abgeleitet aus der öffentlichen Ausgabenwirtschaft. Sie läßt 
unberücksichtigt, 'Ob die Ausgaben für Unterhaltung tmd.Erneuerung so bemessen 
sind, daß sie das Verkehrswegenetz in dnem den Anforderungen nach aus::: 
reichenden und betriebssicheren Zustand erhalten. Bezüglich der Aüsgaben für 
Verzinsung und Tilgung des Fremdkaritals muß bei dieser Rechnung die 
Nutzungsdaller der mit dem Fremdkapitaerstellten Anlagen außer acht bleibel1 
obwohl die Nutz'ungsdauer der Verkehrswege mit der Tilgungsdauer des 
Zwecke des Baues von VIerkehrswegen aufgenommenen Fremdkapitals in der 
Regel nicht übereinstimmen wird. 
Eine Küstenrechnung unter Annahme des erwerbswirtschaftlichen Prinzips muß 
dageglen nach Grundsätien aufgebaut werden, wie sie seit langem bei Kosten::: 
rechnungen von Erwerbsunternehmen, insbesondere bei privatwirtschaftlichen 
Kostenvergleichsrechnungen, üblich sind. Sie muß die Ausgabenseite verlassen 
und_ ausgerichtet werden auf cineexakte Aufwandsrechnung im Sinne betriebs", 
wirtschaftlicher Methodik, wobei die Problematik der Bewertung von Sach::: 
anlagen in v,ollem Umfang zu beachten ist. Außer dieser Schwierigkeit ist aber 
zu herücksichtigen, daß selbst bei Unterstellung von ,erwerbswirtschaftlichen 
Aufgaben der Verkehrswege der Anteil zu berechnen ist, der den gemeinwirt::: 
schaftlichen Aufgaben der Verkehrswege zuzurechnen ist. IJ 
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Für die Berechnung dieses Anteils liegen im gegenwärtigen Zeitpunkt für d! li 

Landstraßen noch keine genauen Unterlagen vor. Der Wiss·enschaftliche Beir': ' 
ist in seinem ,oben ·erwähnten Gutachven von dnem 70prozentigen Anteil i 
gegangen, der von den Gesamtstraßenkosten dem Stl;aßenkraftverkeh:r anzl1 'I: 

lasten ist. Bei Durchführung richtiger Bercchnungcn kann naturgemäß ein ein 
heitlicher Prozentsatz zugrundegelegt werden, sondern muß für die ein I 
zeInen Straßenarten gesonäert berechnet werden. Dieser Anteil kann für di 
Bundesautobalmen mit fast 100 % angenommen werden, lediglich der Besatzungs I 
v,erkehr muß unberücksichtigt bleiben. Für die Bundesfernstraßen liegt diese i 
Anteil etwas unter diesem Satz, für die Landstraßen erster und zweiter Ordnun : 
ermäßigt ·er sich weiter und ist bei den Gemcindestraßen v,on allen Straßenarte; ! 
am niedrigsten. Sofern sich der StraßenvIerkehr in der bisherigen Weise weiter 11 

wird sich der dem Kraftverkehr anlastbare Wegek,ostenanteil in de] : 
kommenden Jahren laufend ,erhöhen. Ob und inwieweit durch diese Einzel I 
rechnung, abgestellt auf die 'einz·elnen Straßenarten, das Gesamtbild, das zunächs i 
der Wissenschaftliche Beirat mit 70 % angenommen hat, bestätigt oder veränder I 
wird, läßt sich im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht übersehen. Die Ergebnissl j 
aus den verschiedenen Verkehrszählungen in der Vergangenheit, insbesonderl I 
aus den Jahren 1952/53, werden hierfür gewisse Hinweis,e geben. Darüber hinau: 
besteht aber auch die bereits in der Literatur diskutierte Möglichkeit, von den 
W,er't der Landstraßen im Jahre 1925 auszugeben :\.md diesem W,ert den gegen, i 
wärtigen W,ert des Straßennetzes gegenüberzustellen, wobei die Differ:em I' 

zwischen dem Gegenwartswert der Landstraßen und dem W,ert aus dem ] ah1"( 1 

1925 als der Anteil angesehen wird, der dem Straßenverkehr' als Zus,atz" 
investitionen bzw. als zusätzlicher Ausbau zum Zwecke <eines leistungsfähigetl j 
Kr,aftverkehrs auf der Landstraße anzur·cchncn ist. Einc derartige Rechnung wärf 
an sich noch zu verfeinern, da ab 1925 das Straßennetz nicht ausschließlich zum'" 
Zweckc 'cines lerwerbswirtschaftlichen Kraftverk,ehrs ausgebaut wurde. Diesel j 
Gesichtspunkt dürfte in erster Linie für dic Gemeindestraßen zuh'effen. Beidt:! 
Methoden zur Berechnung des dem Kraftverkehr anlastbar'en Anteils müßten I 
an sich durchgeführt werden. Das Endergebnis wird zeigen,' ob und inwieweit 1 
die 'errechneten W'erte auseinanderliegen. 'I 
Für die natürlichen und künstlichen Wasserstraßen ist außer dem gemeinwirtf 
schaftlichen Anteil der Anteil an den Erstausbau" .und Unterhaltungskosten zul 

,berechnen, der anderen, d. h. nicht verkehrlichen, erwerbswirtschaftlichen 
g.aben zuzu1"echnen ist, so daß im Endergebnis nur der bleiben 
darf, der bei der Binnenschiffahrt zu verrechnen ist. Dieser Antetl WIrd 1 
schein lieh bei den künstlichen Wasserstraßen verhältnismäßig niedrig sein, da] 
der Ausbau der deutschen Flüss,e und der Neubau von künstlichen Wasser"'ll 
straßen nicht ausschließlich zum Zwecke der Binnenschiffahrt, sondern vielfach 
für andere Zwecke lerfolgte. Es 'erscheint zumindest theoDetisch zw.eifelhaft, 1 
ob bei dieser an sich. notwendigen der Wasserstraßenkosten,,! 
l1echnung die Erstausbauk,osten für die kanalisierten Flüsse und Kanäle in der' 
K'Üstenrechnung genau so wie dic Unterhaltungskosten behandelt werden können.' 

, Da hämlich die Binnenschiffahrt ihre Erwerbstätigkeit zwangsläufig auch attT 
die neu" und .ausgebauten \Vasserstraßcn ausgedehnt hat, ohne daß diese für die 
Zwecke der Binnenschiffallrt geschaffen wurden, so müßte der der 
fahrt anlastbare Anteil an Unterhaltungskostcn der künstlichen Wasserstraßcn 
sicherlich höhcr sein als der Anteil an den ErstausbaulQostcn. 



Grunusälw ü!x'r di<e Ermittlung von 'Vcgekoslen 17 

Die nachstehend beschriebene Kostenrechnung darf, wenn sie methodisch richtig 
aufgebaut werden soll, sich nur auf die Kosten beziehen, die dem Verkehrswesen 
zur Erfüllung seiner ·erwerbswirtschaftlichen Aufgaben zuzurechnen sind. Der 
gemeinwirtschaftliehe Anteil und der nicht dem Verkehr anlastbare erwerbs" 
wirtschaftliche Anteil muß nach den ,oben beschriebenen Grundsätzen vorweg 
eliminiert werden. 
Die bei dieser Kostenrechnung zu berücksichtigenden Posten umfassen folgende 
Kostenarten : 

Aufwand für Unterhaltung 
Erneuerung 
Sicherung 
Verzinsung 
Y'erwaltung einschließlich Planung. 

Die Unterhaltungs" ut).d Erneuerungskosten können bei dieser Kostenrechnung 
nicht in Höhe ihres 'effektiven Anfalls verrechnet werden, vielmehr mtissen in 
f,orm >einer jährlichen Instandhaltungs" und Erneuerungsrate die Kostensummen 
ermittelt werden, die zur Instandhaltung und Erneuerung der Y'erkehrswege er" 
forderlich sind, ,ohne Rücksicht darauf, ob diese Beträge auch verausgabt wurden. 
Außerdem muß der rechnerische Unterschied zwischen den jährlichen Soll" und 
Isttaten, d. s. die unterlassenen Instandhaltungen und Erneuerungen, v,on Jahr 
zu Jahr fortgeschrieben und jährlich 'entsprechend den Preisschwankungen nach 
üben und unten . korrigiert werden. Diese Korrekturbeträge sind in die jährliche 
Aufwandsrechnung - zu Gunsten ,oder zu Lasten - >einzustellen. In der betriebs" 
wirtschaftlichen Literatur und Praxis ist es nahezu unbestritten, daß die jährliche 
Instandhaltungs" und Erneuerungsrate vom jeweiligen Gegenwartswert der Yer" 
kehrswege zu berechnen ist. Unbestritten ist außerdem, daß in einer industriellen 
Yüllkostenrechnung das betriebsnotwendig investierte Kapital zu verzinsen ist. 
Ueher die Höhe des Zinssatz'es besteht allerdings in der kaufmännischen Praxis 
keine >einheitliche Handhabung. Man wählt zwischen dem landesüblichen Zins" 
satz, branchenüblicher Rendite ,oder ,einem Sonderzinssatz, der unter Berück" 
sichtigung aller betrieblich ,oder volkswirtschaftlich gegebenen Besonderheiten 
zutrdfend ,erscheint. Als Grundlage für die Verzinsung wird im allgemeinen 
der Gegenwartswert des investierten Kapitals angenommen. Bei einer unter der 
obig,en Yüraussdzung aufgemachten W,egekostenrechnung besteht keine Ver" 
anlassung, v,on diesem Grundsattz abzuweichen. Wie jeder Betrieb den Gegen" 
warts'w.ert seines investierten Kapitals zu verzinsen hat, so müßten dann auch die 
Unternehmen des Y'erkehrswesens das von ihnen genutzte Kapital der ,Verkehrs.. 
wege einschließlich dem Grund und Boden in dem gleichen 'Maße v,erzinsen, 
wie es für das eigene Betriebs"Kapital notwendig ist. Man kann allerdings 
den Standpünkt vertreten, daß der Zins 'ein Entgelt für die Nutzung der Geld" 
beträge ist, die ein Unternehmen dem Kapitalfonds der Gesamtwirtschaftent" 
nimmt.· Unter dieser nicht der der Y'erkehrswege 
zu v,erzinsen, sondern der Jewelltge Anschaffungswert, v'ermmdert um den seit der 
Anschaffung eingetretenen technischen Verschleiß der Anlagen. Da aber die Y Cl''' 
kchrsunternehmen nicht Geldbeträge nutzen, sondern den in Anlagewerten über" 
führten Geldbetrag, sollte der Zins als ein Entgelt für die Nutzung von Sachgütern 
und nicht von Gcldbeträgen angesehen werden. Die Kosten der Sicherung der 
Verkehrswege können nur in Höhe ihres effektiv·en Anfalls verrechnet werden. 
Das gleiche gilt für die Kosten der Y'erwaltung einschließlich Planung, mit der 
,Einschränkung, daß diese Kosten aber nur verrechnet werden können, soweit 
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sie sich auf die laufende Verwaltung der Yerkehrswege sowie die Planung für cl i e 
laufende Instandh'altungen und Erneuerungcn beziehen. 
Außer acht müssen bei dieser Kostenrechnung dic Ausgaben für den Ausbau 
Neubau der Verkehrswege (einschließlich Bauplanung und "führung) ,einschließ"" 
lieh der Beseitigung von Kriegsschäden bleiben. Letztere sind in jedem Fall V'on 
der 'öffentlichen Hand zu tragen. Im übrigen schlägt sich jeder Wertzuwachs 
in den Y'erkehrswegen kostenmäßig in einer 'erhöhten un.cl 
Erneuerungsratc sowie in einem erhöhten Gcgenwartswert mcder, fur elie 
Zinskosten v.on Bedeutung ist. 
In di,e Diskussionen über die Verkehiswegekosten ist auch geLegentlich der Begri.,ff 
der Abschreibungen hineingebracht wlorden. Im Rahmen einer industrielLen. 
Kostenrechnung führen die jährlich als Aufwand verrechneten 
die im Erlös hereinkommen, zu dem Ergebni'i, daß nach Auslauf der Abschr ei= 
bungsdauer der ,entsprechende Geldbetrag wieder zur Y,erfügung steht, um die 
zwischenzdtlich unbrauchbar gewordene Anlage zu ,erneuern. Für die Koste n= 
vechnung der Verkehrswege ist aber die Verrechnung v.on Abschreibungen u'n= 
glücklich. Die Verkehrswege haben faktisch eine unbegrenzte Lebensdauer, Q 
sie laufend instandgehalten und erneuert werden. Die Y1errechnung vlon 
bung,en im Sinne der industriellen Kostenrechnung erscheint daher bei den Vel.-= 
kehrswcgen wenig sinnv'ol1. 
Die .oben dargestellten beiden Kostenrechnungen, abgeleitet aus der haushaLts= 
rechtlichen Ausgabenseite Hand einerseits und den 
einer industriellen K,ostenrechnung andererseits, sind bezüglich ihrer Method i 1.::. 
gjrundv1erschieden.. Es sollte auch vermieden werden, sie hezüglich der 1= 
heiten - wie es in der jünglsten V,ergangenheit mehrfach geschehen ist __ 
miteinander zu vermischen. Die Kostensummen dner 
lCiostenrechnung werden unter Zugrundelegung der gegenwärtigen 
im Endergebnis sicherlich unter dem Ergebnis der ,crwerbswirtschaftlichen 
rechnung liegen. Wenn allerdings die öffentliche Hand in Maße da::;: 4 
übergehen sollte, die Aus" und Neubauten der Y'erkehrswege über Anleihen l'Q..i 1: 
einer 10" bis 20 jährigen Laufzeit zu finanzieren, so können sich die gegenwärt-i 
vorliegenden Ergebnisunterschicde ausgleichen oder ins Gegenteil = 
Es ,erscheint darüber hinaus auch nicht tunlieh, der üffentlichen Hand eine 
nehmerfunktion bezüglich der Verkehrswege zuzusprechen. W,enn die üHentlic 1')., 
Hand gemeinwirtschaftliehe Aufgaben übernimmt, S'O hat dioes nichts mit ein 
Unternehmerfunktion zu tun. Auch unk;: der Annahme dner 'erwerbswil::"t:-_ 

Aufgabe der yerkehrswelSe spielt eine etwaige 
der offenthchen Hand keme Rolle. Eme sich hierauf beziehende K.ost'enr1echnu1.'). 
wird aufgemacht unter der Tatsache, daß erwerbswirtschaftliche 

der für ihreerwerbswirtschaftliche Aufgaben nutzeot-;"': 
Es ware themehsch ohne weIteres denkbar daß sich dl'e öffentliche Hand von d.-..... Y 1 ' . le:w.a tung und dem Bau von Verkehrswegen löst und diese Aufgabe _ 

Person des privaten oder öffentlichen Rechts überträgt. Damit 1.1: 
zwangslauflg K,ostenrechnungsgrundsätze zur Anwendung wie sie allgemein "l. 
Erwerbsunternehmen Gültigkeit haben. ' l:-
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